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Vorwort


2016 übernahm ich von Michael Klatt den Staffelstab als Landessozialpfarrer und Fachbereichsleiter Kirche. Wirtschaft. Arbeitswelt im Haus kirchlicher Dienste (HkD) der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers. Die Aufarbeitung der Geschichte des Kirchlichen Dienstes in der Arbeitswelt (KDA) in der hannoverschen Landeskirche war eins der Projekte, die er initiiert und vorangetrieben hat. Es existierte eine Menge an Material sowohl in den verschiedenen Archiven als auch im Keller unseres Hauses: Broschüren, Protokolle, Bilder, Zeitungsartikel und anderes mehr.


Eine erste frühe Idee haben wir wieder verworfen: die Entwicklung einer (Wander-) Ausstellung. Dazu lag einfach zu wenig geeignetes Bildmaterial vor.


Wir sind dann auf Dirk Riesener zugegangen, der einige Jahr zuvor bereits die Geschichte des HkD in einem Buch beschrieben hatte („Volksmission zwischen Volkskirche und Republik. 75 Jahre Haus Kirchlicher Dienste – früher Amt für Gemeindedienst – der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers“). Er kannte bereits einen Teil der Geschichte des KDA aus den Recherchen für dieses frühere Buch und hat gerne die Aufgabe übernommen, hier intensiver einzusteigen.


Riesener hat ein Manuskript vorgelegt, das die Linien vom 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart nachzeichnet. Von daher ist dieses Buch sicher auch für Leserinnen und Leser über den Bereich unserer Landeskirche hinaus interessant.


Dabei hat er ausschließlich schriftlich vorliegende Quellen verarbeitet. Es entsteht an manchen Stellen der Eindruck einer gewissen Beliebigkeit und es bleiben Lücken, die aber genau mit dieser Grundentscheidung zusammenhängen. Um es an einem Beispiel zu verdeutlichen: Das gesamte Archiv im KDA-Büro in Osnabrück wurde seinerzeit vernichtet. Ich selbst habe mich gewundert, als ich in meinen beiden Jahren als Referent im KDA Osnabrück (2014-2016) so gut wie keine Hinweise oder Unterlagen auf die Arbeit meiner Vorgängerinnen und Vorgänger gefunden habe.


Das Buch endet mit der Jahrtausendwende, aber die Geschichte des KDA ging und geht noch weiter. In einer frühen Phase haben wir entschieden, dass wir noch ein zweites Buch veröffentlichen, in dem ehemalige und heute noch aktive Mitarbeitende im KDA der hannoverschen Landeskirche zu Wort kommen. Dieses Buch erscheint parallel unter dem Titel: „Menschen stärken, Sachen klären, Positionen beziehen“ bei der EVA Leipzig.


Ich habe die Entstehung des Manuskripts begleitet und danke Dirk Riesener sehr für seine akribische Arbeit mit den verzweigten und verstreuten Quellen.


Das Manuskript wurde von heutigen KDA-Mitarbeitenden gelesen, neben kleinen Ergänzungen gab es eine Erweiterung: Waltraud Kämper hat noch einen Abschnitt zur Arbeit mit Frauen im Industriepfarramt Hannover beigesteuert.


Schließlich hat es Bettina Kratz-Ritter übernommen, den Text kritisch mit den Augen einer Lektorin zu lesen, die nicht so nah an der Geschichte dran ist wie meine Kolleginnen, Kollegen und ich. Auch ihr sage ich an dieser Stelle herzlichen Dank.


Hannover, im Januar 2020


Dr. Matthias Jung




Einleitung


Dieser Band behandelt die Geschichte des ‚Kirchlichen Dienstes in der Arbeitswelt‘ (KDA) der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers. Es könnte ein kurzes Büchlein sein, denn den KDA gab unter diesem Namen nicht sehr lange; vielmehr ist es der Versuch, ein soziales Phänomen und entsprechendes Arbeitsgebiet der praktischen Theologie passend zu benennen. Geht man in der Geschichte zurück, findet sich eine Auswahl früherer Bezeichnungen, die nicht allein von Theologen stammten.


Letztlich reicht die semantische Suche zurück bis 1848, dem Jahr der Revolutionen in Europa. Revolten, Revolutionen und die bürgerliche Furcht davor trieben die Suche nach Wegen voran, um derartiges Geschehen zu verhindern. Allmählich kam es so zu neuen Sichtweisen, Herangehensweisen und Bezeichnungen.


Die ersten Kapitel skizzieren die mehr als hundert Jahre zwischen 1830 und dem Ende des Zweiten Weltkrieges. Über lange Strecken sind sie sozial- und ereignisgeschichtlich geprägt, entsprechend der Überzeugung, dass eine bloße Abfolge von Thesen und Handlungsvorschlägen die Brisanz der Situation ausblenden würde, in der sich die Zeitgenossen befanden oder zu befinden glaubten; möglicherweise würden damit die Motive für ihr Denken und Handeln verzerrt. Ihr Denken fußte in der lutherischen Theologie, ist aber kaum verständlich ohne den unmittelbaren Zeitbezug, die Zukunftsbedenken und -hoffnungen.


Im Nachkriegsdeutschland gab es noch immer keinen verbindlichen Namen für die Sache. Dafür hatte sich etwas anderes völlig verändert: Hatte die Sache in den vorhergehenden Zeiten nur einzelne Vertreter gefunden – herausgehoben werden hier Johann Hinrich Wichern, Gerhard Uhlhorn und Johann Gottlieb Cordes –, so machten sich nun viele Engagierte in vielen deutschen Regionen daran, alles gründlich neu und anders anzugehen; eine große Zahl unterschiedlicher Ansätze, die sich bald zu einem Ganzen verbinden sollten. Nachdem dies von der EKD in Espelkamp 1955 anerkannt worden war, konnten in den Landeskirchen Stellen eingerichtet und Gelder in größerer Menge zur Verfügung gestellt werden. Nur einen Namen gab die Synode dem neuen kirchlichen Arbeitsgebiet nicht.


Die ‚Sozialarbeit‘, wie sie in der hannoversche Landeskirche nun hieß, vollzog sich in enger Zusammenarbeit mit Betriebsräten der Industrieunternehmen und den allgemeinen Gewerkschaften, nachdem die EKD der Zusammenarbeit mit christlichen Gewerkschaften 1955 eine Absage erteilt hatte. Im Zuge der ‚Verkirchlichung‘ des Arbeitsgebietes gab es Raum, neue Modelle der Gemeindebildung und Gemeindearbeit im sozialen Umfeld von Industriestädten zu erproben. Da sich die Vertreter der ‚Sozial- und Industriearbeit‘ untereinander austauschten, wirkten nun verstärkt Impulse von außen ins Hannoversche hinein und auch wieder hinaus. Deutschland, im windstillen Auge des weltpolitischen Phänomens ‚Kalter Krieg‘ gelegen, widmete sich geistigen und sozialen Experimenten. Die helfende Rolle der evangelischen Kirchen in der Auseinandersetzung mit sozialen Fragen bezeichnete Klaus v. Bismarck, Leiter des Sozialamtes der Ev. Kirche in Westfalen, 1960 als ‚Gesellschaftsdiakonie‘. Das änderte sich, als sich die Deutschen ihrer historischen Position und Verwicklung in weltpolitische Ereignisse wieder bewusst wurden und interne Auseinandersetzungen darüber führten. Nun geriet auch die Kirche stärker in den Fokus, sowohl aktiv durch Stellungnahmen als auch passiv durch Widerspruch und drängende Fragen. Besonders deutlich trat das Konzept ‚politischer Diakonie‘ bei der Industriediakonie Wolfsburg in Aktion. Ebenfalls deutlich wurde, dass das Ausgreifen kirchlichen Handelns in Gesellschaft, Kirche und Politik allerdings nicht unumstritten blieb.1


Mit der ‚politischen Diakonie‘ der 1960er-Jahre einher ging nämlich eine Lockerung der bisherigen Bindung an das konservative Lager sowie das Knüpfen neuer Bande in Richtung Sozialdemokratie. Dort fanden sich gemeinsame Interessen, etwa hinsichtlich der betrieblichen Mitbestimmung, vor allem aber der Ostpolitik: Die angestrebte Hinnahme der Oder-Neiße-Grenze als künftiger gesamtdeutscher Ostgrenze zu Polen wurde zur Zerreißprobe für die westdeutsche Gesellschaft mit ihrem hohen Anteil an Flüchtlingen und Vertriebenen aus den nun endgültig aufzugebenden Ostgebieten. In diesen Auseinandersetzungen nahm die kirchliche ‚Sozial- und Industriearbeit‘ eine zentrale Rolle ein, stellte sie doch „einen wesentlichen Bereich gesellschaftspolitischer Dienstleistung der Kirchen“ dar.2


Seinen heutigen Namen erhielt der KDA während der sozialliberalen Bundesregierungen; hier engagierte er sich in den Bereichen Demokratisierung und Humanisierung der Arbeitswelt. Er feierte die Durchsetzung der Mitbestimmung3, musste aber hinnehmen, dass sich die Kirche als Arbeitgeberin intern der Einbeziehung der Gewerkschaften in die Tarifverhandlungen verweigerte und stattdessen ihrem „Dritten Weg“ folgte.


Zugleich erweiterte der KDA sein Arbeitsfeld auch ökumenisch, setzte sich für die Belange von Arbeitnehmern anderer Konfession oder Religion und deren Familien ein. Namentlich die Türken gerieten in Zeiten wirtschaftlicher Krisen in Gesellschaft und Betrieben unter Druck, aber auch Menschen aus (noch) nicht der EG angehörigen Ländern wie Portugal und Spanien.


Gänzlich neue Rahmenbedingungen schuf dann die Massenarbeitslosigkeit ab Mitte der 1970er-Jahre. Sie war nicht mehr durch Repatriierung von ‚Gastarbeitern‘ zu bewältigen, sondern erfasste zunehmend auch deutsche Erwerbstätige, beginnend bei den Jugendlichen, die gar nicht erst in die Ausbildung gelangten. Dies hatte neben ökonomischen auch demografische Gründe: Die Generation der ‚Babyboomer‘ wurde erwachsen. Obwohl der KDA sich längst durch Sozialwissenschaftler verstärkt hatte, traf ihn diese Entwicklung unvorbereitet – Arbeitslose zählten nicht zu seiner definierten Klientel. Sozialsekretäre ergriffen als erste die Initiative und entwickelten diakonische Maßnahmen zur Unterstützung der Hilfsbedürftigen.


Auffällig waren die ersten Reaktionen beim Erkennen der Lage auf dem Arbeitsmarkt: Man fühlte sich zurückversetzt in die Zeiten von Wichern, sah sich einem neuen ‚Proletariat‘ gegenüber. Nur reagierte man dieses Mal schnell und entschlossen, um die Fehler der Kirche von damals nicht zu wiederholen. Neben Hilfs- und Solidarisierungsmaßnahmen, besonders für jugendliche Arbeitslose unterbreitete man der Gesellschaft Reformvorschläge, die aber weitgehend wirkungslos verpufften. Angesichts des Strukturkonservativismus der Politik änderte schließlich auch die Kirche ihre Haltung. Damit endete um die Jahrtausendwende zugleich der ‚Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt‘ in der bis dahin entwickelten Form.


Zur Quellenüberlieferung ist anzumerken, dass nur vereinzelt auf Akten zurückgegriffen werden konnte. Für eine vollständige Überlieferung seiner Akten hatte nur Sozialsekretär Gerhard Köhler (Hameln) gesorgt. Das hat zur Folge, dass die Darstellung an manchen Stellen bei Angaben zu Terminen und Beteiligten Präzision vermissen lässt. Andererseits entfalteten die in dem Arbeitsfeld Tätigen einen gewissen Publikationsdrang, so dass auf theologischer und politisch-soziologischer Ebene eine Vielfalt von Gedanken, Positionen, Praxishinweisen, Redetexten und kritischen Anmerkungen überliefert ist, aus der geschöpft werden konnte. Herauszuheben ist die verdienstvolle Sammlung von Interviews mit ehemaligen Mitarbeitern der Sozialarbeit und des KDA, vorgelegt 2002.4 Auf sie wurde ausgiebig zurückgegriffen.


Zu danken ist den Mitarbeiter/-innen der Bibliothek des Landeskirchenamtes und des landeskirchlichen Archivs Hannover, die mich bei der Suche nach alten Zeitschriften und Broschüren unterstützten, in denen ich ausreichend Texte fand, um diese Darstellung zusammensetzen zu können. Einiges Material fand sich auch noch in den Regalen des KDA in Hannover und bei Pastor Peer-Detlev Schladebusch in Wolfsburg, dem an dieser Stelle ebenfalls gedankt wird.





1 Vgl. dazu die Denkschrift der EKD „Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen Fragen“ von 1970, in: Kirchenkanzlei (Hg.): Denkschriften Bd. 1/1, 1981, S. 43-76.


2 Leitungsprotokoll AfG 9.9.1970, Anhang Fahlbusch: „Die Probleme und Organisationsformen der gesellschaftspolitischen Dienstleistung der Evangelischen Kirche in den nächsten Jahrzehnten“, S. 6.


3 1979 begrüßten die 30 hauptamtlichen Mitarbeiter des KDA in einer Stellungnahme die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die das Mitbestimmungsgesetz von 1976 als verfassungskonform beurteilte. Mitbestimmung bedeute weder kapitalistische noch sozialistische Unternehmensstruktur, sondern führe eine gerechtere Sozialordnung in den Bereich Wirtschaft und Arbeit ein; EZ Nr. 10, 11.3.1979.


4 Cordes; Grosse: Kirche 2002.




1. Das Gespenst des Kommunismus


„Ein Gespenst geht um in Europa – das Gespenst des Kommunismus.“


MARX/ENGELS5


„Kommunismus – der Name wirkt jetzt wie ein Medusenhaupt. Die Furcht geht vor ihm her und läßt das Blut in den Adern der bürgerlichen Gesellschaft erstarren. Und das mit Recht.“


WICHERN6


„So tritt uns … das eigentliche Wesen des gefürchteten Communismus entgegen. Er ist das offenbare Gegentheil, die Nachtseite zu einer wahrhaft christlichen Lebensgemeinschaft.“


ARMKNECHT7


Das Jahr 1848, gemeinhin bekannt für die erste deutsche Nationalversammlung und Verfassung mit demokratischen Wahlen und bürgerlichen Grundrechten, war nach Aussage der oben zitierten Zeitgenossen von einer weiteren Neuerung geprägt: dem ‚Communismus‘. Doch worum handelte es sich hier, was genau löste diese Schrecken und publizistische Betriebsamkeit aus?


Massenarmut im Vormärz


Im sogenannten Vormärz (1830–1848, vor der Märzrevolution) nahmen im Deutschen Bund Revolten der Unterschicht in den Städten und auf dem Land zu – 103 allein zwischen 1840 und 1847. Beteiligt waren Handwerker, Heim- und Fabrikarbeiter, ungelernte Eisenbahnarbeiter und unbestimmbare Massen.8 Zugleich häuften sich in diesen Unterschichten Fälle von spezifischer Kriminalität: Diebstahl, (wiederholter) Holzdiebstahl, Felddiebstahl, Widersetzlichkeit, Nichtsesshaftigkeit, Bettelei.9


Sofern die Zeitgenossen dies nicht einfach als Symptome moralisch-sittlicher Verkommenheit auffassten, erkannten sie durchaus die zugrunde liegenden sozioökonomischen Ursachen: ungebremstes Bevölkerungswachstum, wirtschaftliche Rückständigkeit und die Folgen der Modernisierung zu Beginn des 19. Jahrhunderts: Aufhebung des Zunftzwangs, Freizügigkeit der Arbeitskräfte und die sogenannte Bauernbefreiung, die den unterbäuerlichen Schichten auf dem Lande durch Privatisierung der Allmende die wirtschaftliche Grundlage entzog.10 Weit verbreitet war in der Literatur die – im Rückblick falsche – Behauptung, die Industrialisierung hätte die Massenverelendung verursacht;11 sie berief sich maßgeblich auf Friedrich Engels‘ 1845 erschienene Studie über das englische Industrieproletariat.12


Die betroffenen Heimindustriellen nahmen Lohnkürzung und Industrialisierung in Gestalt neuer Textilmaschinen aber sehr wohl als existenzielle Bedrohung wahr, was lokal zu Aufständen führte, wie 1831 bei den Seidenwebern in Lyon und 1843 bei den schlesischen Webern:


„Weil in jeder neuen Maschine der Kapitalist eine neue Überlegenheit über die Arbeiter gewinnt, sich von ihnen unabhängig zu erklären, sie unter seine Füße zu treten. Weil der Staat sich um das alles gar nicht kümmert, zufrieden damit, daß aus der neuen vereinfachteren, vermehrten, verwohlfeilerten Produktion Reichtum entstehe, und gleichgültig dagegen wie dieser verteilt sei – darum ist jede neue Erfindung gegenwärtig ein Unglück für den Arbeiter.“13


Die Liberalisierung der Wirtschaft löste althergebrachte Bindungen auf, die abhängig Beschäftigten neben harter Arbeit und Unterdrückung auch soziale Sicherungsnetze boten.14


„Da der Gegensatz zwischen arm und reich nicht mehr eingebunden war in den Rahmen der Familie, des Hausstandes, brach er offen auf; neu sich bildende Klassen wurden sich ihrer Not und der Aussichtslosigkeit ihrer wirtschaftlichen Lage bewußt“.15


Die Notlage äußerte sich im Rückgang des Lebensstandards bei steigenden Wochenarbeitszeiten – auch für Frauen und Kinder –, um das Überleben zu sichern. Oft kamen zu überlangen Arbeitszeiten täglich lange Wege zum und vom Arbeitsplatz hinzu. Auch war Sonntagsarbeit durchaus üblich.16 Die Rechtlosigkeit der Lohnabhängigen verstärkte sich durch das (fast völlige) Fehlen von Koalitions- und Streikrechten, Gesetzen zur Regelung der Arbeitsverhältnisse und zum Schutz der Arbeiter an den Maschinen sowie Inspektoren zu deren Durchsetzung. Die enge, gesundheitsschädigende Wohnsituation in den ‚Mietkasernen‘ der Arbeiterquartiere trug dazu bei, die Arbeiter im Zustand permanenter Übermüdung und körperlicher Schwächung zu halten. Daran änderte sich bis ins 20. Jahrhundert nur wenig.17 Die soziale Absicherung von Arbeitern bei Krankheit, Alter und Arbeitslosigkeit blieb kommunalen Armenverbänden, Kirchen und privater Wohltätigkeit überlassen – bzw. deren Wohlwollen und finanzieller Leistungsfähigkeit.


Bettina v. Arnim veröffentlichte 1843 die „Erfahrungen eines jungen Schweizers im Vogtlande“:18 Heinrich Grunholzer hatte sich in ihrem Auftrag und gegen Honorar in der Armenkolonie Vogtland vor dem Hamburger Tor Berlins – einer Hinrichtungsstätte! – umgesehen und die Lage der Familien geschildert.19 In 400 Räumen lebten dort 2.500 Menschen von spärlichen Zuwendungen der Armendirektion und Gelegenheitsarbeiten sowie vom verbotswidrigen Betteln. Eindrucksvoll seine Schilderung einer der regelmäßig abgehaltenen Betstunden des gutbürgerlich-pietistischen Enthaltsamkeitsvereins samt stundenlanger Predigt:


„Es waren vornehme Damen aus der Stadt und Umgebung anwesend. Die gefalteten Hände, die seitwärts geneigten Köpfe und die gezwungen niedergeschlagenen Augen brachten mich sogleich ins reine über den Charakter der Gesellschaft. (…) Doch bringt die Betstunde nur dann Segen ins Armenhaus, wenn sie rein von Heuchelei und Frömmelei ist, und wenn die Teilnehmer aus höhern Ständen nicht zu jenen erbärmlichen Menschen gehören, welche an Kopf und Herz krank sind, und die größte Freude haben, wenn sie andere anstecken können.“20


Kam es im Vormärz zu Preissteigerungen bei den Grundnahrungsmitteln, so folgten regelmäßig Markttumulte und Revolten.21 Ausgelöst nicht vom Hunger selbst, sondern von der mangelnden öffentlichen Fürsorge und dem Primat des Marktes,22 wenn kapitalstarke Auf- und Vorkäufer das lokale Lebensmittelangebot zusätzlich verknappten. Das traditionelle Prinzip der „Billigkeit wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Handlungsweisen“ wurde abgelöst von Misstrauen und erhöhter Konfliktbereitschaft.23


Die staatlichen Modernisierungsmaßnahmen führten zur „Staatsunmittelbarkeit der Massenarmut“,24 die einsetzende Debatte über den offen sichtbar werdenden ‚Pauperismus‘ umfasste erste Forderungen nach staatlichen Unterstützungsmaßnahmen gegen die Krisen in Stadt und Land.25 Diese konnten oder sollten aber nicht mehr ausreichend geleistet werden, und das gerade „auf dem Tiefpunkt des Massenelends, als 1845 bis 1847 die Überschneidung von Agrar- und Gewerbekrise die Lage der Pauperisierten noch einmal unerträglich verschärfte“.26


Äußerungen, welche die allgemein wachsende Unruhe aufrührerischen Tendenzen, Verschwörungen und ‚Irrlehren‘ von ‚Sozialisten‘ bzw. ‚Kommunisten‘ zur Last legten, häuften sich.27 Dafür legte der Schweizer Politiker Johann Caspar Bluntschli 1843 Belege und deckte die Verbindungen der Kommunisten in der Schweiz auf, die aus Papieren des wandernden Schneiders Wilhelm Weitling bei dessen Verhaftung hervorgingen. Nun verstärkte sich die allgemeine Paranoia: Die Könige von Preußen und Bayern machten den ‚Communismus‘ für jeden Aufruhr verantwortlich, erkannten sein Wirken hinter jeder sozialen Reformbestrebung.28 So ordnete ein Chronist die Nürnberger Hungerunruhen 1847 als fremdgesteuert ein: Sie seien „angeblich durch die Teuerung verursacht, in der Tat aber von einer nichtswürdigen Klasse arbeitsscheuer und plünderungssüchtiger, der kommunistischen Ideen frönender Individuen zur Durchführung ihrer ruchlosen Pläne angestiftet“.29


Das moralische Urteil, das dem Armen, Minderverdienenden (‚Pauper‘) die Schuld an seiner Misere wegen Faulheit, Trunksucht oder anderer verabscheuungswürdiger Laster selbst zugewiesen hatte, wurde nun auf den kommunistischen Anstifter übertragen, in dessen Auftrag die demoralisierten Menschen angeblich handelten, um die bestehende Ordnung zu zerstören. Apokalyptische Zustände drohten, sollte der Kommunismus


„von unten her den Boden unseres socialen Lebens unterhölt und den proletarischen Genossenschaften das Räthsel gelöst haben, wie sie sich am bequemsten der sie drückenden Verhältnisse des Eigenthumsrechts, der Unterordnung, des Ehestandes, der Religions- und Polizei-Institute u. dgl. entledigen können, dann wird sich die unheilschwangere Wolke über unsern Häuptern entladen und eine Katastrophe hereinbrechen, die an Gräuel und Entsetzen vielleicht wenige ihres Gleichen in der Geschichte hat.“30


Kommunismus wurde zum Synonym für politische Destabilisierung und Revolution, für Missachtung des Eigentumsrechts, der Privilegien auch der Kirche sowie der sittlich-bürgerlichen Ordnung. Er galt als gewalttätig und enthemmt, versprach er doch angeblich die unmittelbare Befriedigung von Bedürfnissen und Neigungen. Insofern erinnerte er Wichern an spätrömische Dekadenz: Hervorgegangen aus „Gottentfremdung“ und „Lossagung von allen, auch den einfachsten sittlichen Grundlagen menschlicher und göttlicher Ordnung“, versammele der Kommunismus aus der Masse der Besitzlosen Heere gegen die Besitzenden.31


London – Paris 1847/1848


Solch lückenlose Verkettung von Ursache und Wirkung ist historisch nicht belegbar. Gleichwohl nahmen Zeitgenossen die Entwicklung so wahr. So sei hier kurz nach Westeuropa geblickt, um den Spuren des ‚Gespenstes‘ weiter zu folgen.


Nach der Revolution von 1830 waren viele deutsche Intellektuelle im Exil, vornehmlich Belgien, Frankreich, England und Schweiz. Im Allgemeinen fristeten sie dort eine bescheidene Existenz und lebten isoliert von der Aufnahmegesellschaft. Intern gründeten sie politische Gesellschaften bzw. Geheimbünde; diese wiederum betrieben Arbeiterbildung für durchreisende Wandergesellen, deren Schriften vertrauenswürdige Gesellen in die deutschen Länder schmuggelten.32


Unter diesen Geheimbünden fand sich auch der Pariser ‚Bund der Gerechten‘, dessen Londoner Zweig sich 1847 umbenannte in ‚Bund der Kommunisten‘. Dieser etwa tausend Personen im europäischen Exil umfassende Bund beauftragte im Winter 1847 seine Mitglieder Karl Marx und Engels mit der Abfassung eines Manifestes, mit dem der Kommunistenbund an die Öffentlichkeit treten wollte.33 Dass die Kommunisten öffentlich und als Partei erscheinen wollten, stellte eine deutliche Abkehr von der Geheimbündelei des Vormärz dar und ging auf das Betreiben von Marx zurück.34 Das Manifest wurde im Januar 1848 abgeschlossen und erschien sofort in London, allerdings nur auf Deutsch. Kurz darauf löste sich der ‚Bund der Kommunisten’ auf,35 die Mitglieder kehrten in ihre Heimatländer zurück, um die dort ausgebrochenen Revolutionen zu unterstützen.


Diese Revolutionen brachen Februar 1848 in Paris aus, März 1848 in Wien und Berlin sowie in Hannover. Das politische System auf dem Kontinent stürzte ein – nur auf die Nachricht einer erneuten französischen Revolution hin. Dabei waren die damaligen Verhältnisse in Paris kaum mit denen anderer europäischer Hauptstädte vergleichbar, auch die revolutionären Kräfte deutlich andere. Der politische Schriftsteller Alexis de Tocqueville, Abgeordneter im Parlament, beschrieb in seinen Erinnerungen das Wirken des von ihm abgelehnten bürgerlichen Regimes nach der Revolution von 1830:


„Herr der Gesamtheit, wie es der Adel niemals gewesen ist und vielleicht nie sein wird, nahm der Mittelstand, nachdem er ans Ruder gekommen war, das Wesen privaten Unternehmertums an. Er verschanzte sich in seiner Macht und bald auch in seinem Egoismus, und alle seine Angehörigen dachten weit mehr an ihre privaten Geschäfte als an die öffentlichen Angelegenheiten, weit mehr an den eigenen Genuß als an die Größe der Nation.“36


Das Regime stützte sich auf Grundbesitzer und Kapitalisten, die durch ihr hohes Steueraufkommen allein wahlberechtigt waren – in ganz Frankreich etwa 250.000 Männer.37 Forderungen nach Ausweitung des Wahlrechts wies der König zurück; wer ebenfalls wählen wolle, solle halt für seinen sozialen Aufstieg sorgen: „enrichissez-vous“. Folge dieser Regierungsform waren nicht nur wiederholte Arbeiteraufstände (1831 Lyon, 1834 Paris und Lyon) und 1835 ein Attentat auf den König, sondern vor allem die Abwanderung demokratischer Kräfte in die Illegalität.38 Die Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage und steigende Arbeitslosigkeit der vor allem in Paris konzentrierten Arbeiter sowie Korruptionsskandale schufen nun das revolutionäre Potenzial im Zentrum des Landes.39 Am 29. Januar 1848 warnte Tocqueville in einer Rede im Parlament erfolglos vor der drohenden Gefahr:


„Sehen Sie nicht, daß sich in der Arbeiterklasse allmählich Auffassungen und Ideen verbreiten, die nicht nur einzelne Gesetze, Ministerien oder vielleicht Regierungen beseitigen, sondern die heutigen Grundlagen der Gesellschaftsordnung selbst erschüttern und umstürzen werden? Dringt denn nicht an Ihr Ohr, was tagtäglich in Arbeiterkreisen wiederholt wird, nämlich daß alle gehobenen Schichten der Gesellschaft zur Regierung unfähig und unwürdig sind, daß die bisherige Verteilung der Güter in der Welt ungerecht ist und daß das Eigentum auf unbilligen Grundlagen beruht? … Ich will Ihnen sagen, meine Herren, was meine tiefe Überzeugung ist: ich glaube, daß wir zur Stunde auf einem Vulkane schlafen …“40


Nach Abdankung des Königs am 24. Februar übernahm eine provisorische Regierung aus Republikanern und Sozialisten die Macht und setzte mit dem Sozialisten Louis Blanc einen Beauftragten für die Arbeitsorganisation ein. Sie verabschiedete ein Gesetz, das ein „Recht auf Arbeit“ anerkannte. Umgehend wurden Nationalwerkstätten eingerichtet, welche Arbeitslosen zu einem festgesetzten Tageslohn mit Erdarbeiten beschäftigten. Zugleich wurde die tägliche Arbeitszeit auf zehn Stunden in Paris und elf in der Provinz reduziert. In den Nationalwerkstätten in den Außenbezirken von Paris waren binnen kurzem etwa 100.000 Arbeiter beschäftigt, was erhebliche Löcher in den Staatshaushalt riss.41


Für die Wahlen zur verfassunggebenden Nationalversammlung am 23. April wurde das Wahlrecht auf alle erwachsenen männlichen Franzosen – rund 9,4 Millionen – ausgedehnt. Radikaldemokraten und Sozialisten erlitten eine schwere Niederlage; das Land wählte überwiegend gemäßigte Republikaner. Daraufhin organisierten Jakobiner und Sozialisten im Mai einen Aufstand, der jedoch mit Gewalt niedergeschlagen und hart bestraft wurde.42 Daraufhin löste die Nationalversammlung die Nationalwerkstätten zum 21. Juni auf. Gründe waren einerseits die enormen Kosten für den Staat, andererseits deren Umwandlung in Diskussions- und Agitationsforen für radikale Linke. Dies führte zum offenen „Klassenkampf“43 zwischen Arbeitern und Bürgertum. Tocqueville war zuvor von der Schriftstellerin George Sand ins Bild gesetzt worden über „ihre Organisation, ihre Zahl, ihre Waffen, ihre Vorbereitungen, ihre Gedanken, ihre Leidenschaften und ihre finstere Entschlossenheit“.44


Über die Vorstädte bis hinein ins Stadtzentrum fanden Barrikadenkämpfe zwischen Aufständischen und Truppen sowie der Nationalgarde statt. Das Ergebnis des Bürgerkrieges vom 23. bis 27. Juni waren über 3.000 Tote, 5.000 Verletzte und 11.000 Gefangene. Es folgten Todesurteile und Deportationen in Überseegebiete. Das „Recht auf Arbeit“ wurde umgewandelt in „Recht auf Unterstützung“, der 12-Stunden-Arbeitstag wieder eingeführt.45


Hatte sich in diesen Kämpfen das lange und vielfach beschworene ‚Gespenst‘ nun tatsächlich gezeigt? Zunächst sei festgehalten, dass der Bund der Kommunisten als Organisation in Paris keine Rolle spielte – sein auf Deutsch gedrucktes Manifest schon gar nicht. Auch die Absichten und Forderungen der Proletarier entsprachen nicht der Marx‘schen Dialektik, denn ihre prekäre Lage machte sofortige Änderungen in der Wirtschaftspolitik erforderlich. Diesen Zwängen trug die provisorischen Regierung zumindest teilweise Rechnung, durch staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Kürzung des Arbeitstages und Einführung eines „Rechtes auf Arbeit“. Die Forderungen der Sozialisten im Mai 1848 beschränkten sich noch auf die Weiterführung, Neuorganisation und gesicherte Finanzierung der staatlichen Arbeitsprogramme: „Eine Arbeitsordnung! … Ein Arbeitsministerium! … Die Besteuerung der Reichen! … Wir wollen Louis Blanc!“46 Erst die Schließung der Nationalwerkstätten änderte die Haltung der Proletarier grundsätzlich: Sie griffen zu den Waffen, um nun dank schierer Masse ihre Forderungen durchzusetzen. Die Anregungen der neuen Regierung, sich zu Bauarbeiten in der Provinz zu melden oder in die Armee einzutreten, konterten die Arbeiter mit einem Marsch durch die Hauptstadt, wobei sie sangen: „Wir gehen nicht fort, wir gehen nicht fort ...“47 Beim anschließenden Bürgerkrieg handelte es sich nun unmittelbar um Klassenkampf im Sinne eines gewaltsamen Griffs nach dem bürgerlichen Eigentum.48 Erst dadurch erfüllten sich für die Deutschen die Warnungen vor dem drohenden ‚Gespenst des Kommunismus‘.


Johann Hinrich Wichern in Wittenberg, September 1848


Die heutige Einschätzung, historisch sei das ‚Gespenst‘ ein politisch instrumentalisiertes Hirngespinst gewesen, hätte die deutschen Zeitgenossen nicht überzeugt. Die Gleichzeitigkeit der europäischen Revolutionen und der omnipräsente Grimm der Proletarier mussten auf ein die Länder überspannendes Netz von gerissenen Agitatoren zurückgehen. So erklärte Wichern, dass es zur Auslösung einer Revolution einer emotionalisierten öffentlichen Meinung bedürfe.49 Als Täter identifizierte er „Proletarier der Bildung“, deren oberstes Ziel die Zerstörung der vom Christentum geprägten und getragenen Gesellschaftsordnung sei. Gerade die in den Revolutionen errungene Zensurfreiheit der Presse habe sich als fatal erwiesen.50


Eine andere Errungenschaft der Revolution von 1848 gedachte Wichern allerdings zu nutzen: Die Vereinsfreiheit sollte den Kirchen Zugriff auf Herzen und Hirne der Proletarier öffnen, um sie zum Christentum und in die Gesellschaft zurückzuführen. In einem ersten Schritt forderte er die nationale Zusammenfassung der über die deutschen Länder verstreuten christlichen Hilfsvereine.51 Dann sollten die Kirchen in großer Zahl und Eile Kirchen in Arbeiterviertel errichten und hunderte „Armen- und Proletarierprediger“ einstellen. Diese sollten jedoch nicht (vergebens) in ihren Kirchen auf die Proletarier warten, sondern ihnen auch auf den Straßen predigen und zu ihren öffentlichen Arbeitsstellen folgen.52 Den Arbeitern sollte das Evangelium, den bürgerlichen Gemeindemitgliedern die Lehre von der Liebe für die Armen gepredigt werden. Dieser „Mission an die Getauften“ „ist damit eine weltumfassende Wirksamkeit zur Erneuerung des innersten Völkerlebens zugetraut“.53


Schließlich gelang es Wichern auf dem ersten Deutschen Evangelischen Kirchentag in der Schlosskapelle zu Wittenberg, die aus allen deutschen Ländern zusammengekommenen Kirchenvertreter zur Gründung des ‚Centralausschusses für die Innere Mission der deutschen evangelischen Kirche‘ zu bewegen. Dieses Organ sollte die Bemühungen zur inneren Mission in den Gliedkirchen anleiten und koordinieren.54


Seine Begründung für die Notwendigkeit der inneren Mission als Antwort der Kirchen auf die Revolution basierte auf einer Analyse der Pariser Ereignisse seit Februar 1848: Sie habe als Reformbewegung gegen eine Regierung begonnen, welche maßgebliche Teile des Bürgertums von der politischen Teilhabe ausgeschlossen habe. Es sei den Beteiligten nach dem Sturz des Königs allein um Wiedereinführung bürgerlicher Rechte und Freiheiten gegangen, sie hätten es mit einem neuen Wahlrecht bewenden lassen wollen. Durch die politische Reform habe die Bourgeoisie die soziale Frage für beantwortet gehalten; das sei ihr Fehler gewesen.


„Die sog. Proletarier- und Arbeiterfrage wird niemals vollständig erledigt und zur Klarheit gebracht werden können, solange in ihr nicht die politische, soziale und kirchliche Seite richtig unterschieden und richtig verknüpft wird. (...) Die Nichtanerkennung der Zusammengehörigkeit und gegenseitigen Bedingtheit jener drei Seiten und der in ihrem Umkreis verwirklichten Notstände oder aus ihnen zu ermittelnden Abhilfen, ist eines der charakteristischen Zeichen in der ganzen gegenwärtigen Bewegung ...“55


Die Kirche sollte sich in diesem Gesellschaftsvorhaben auf ihre zentrale Aufgabe beschränken: Missionierung und Einbeziehung der Proletarier in die Gemeinden, denn dies sei die „kirchliche Lösung der Proletarierfragen“; den missionierten Proletariern könne dann das Wahlrecht zugestanden werden, denn sie bedeuteten keine Gefahr mehr für den Staat,


„… ob direkte oder indirekte Wahlen, ob Zensus oder kein Zensus, die Verhandlungen über Eigentumsrecht, Ablösungen, Lohn und Arbeitsverhältnisse etc., diese Fragen haben als solche hier gar keine Statt; die Predigt als solche bleibt, wie die Kirche selbst, ganz außerhalb dieser Fragen, von politischen und sozialen Aufregungen ist hier also nichts zu befürchten.“56


Zuvor müssten jedoch Staat und Kirche ihre jeweiligen Aufgaben gleichzeitig, aber getrennt erfüllen. Wichern spielte dabei mit beiden Ausdrücken: Pauperismus und Proletariat. Den materiellen Pauperismus solle der Staat bekämpfen, den inneren die Kirche. Am Ende könne der Proletarier stehen, der als solcher zum vertrauenswürdigen Mitglied der Gesellschaft würde.57 Der eigentliche Feind, der ‚Proletarier der Bildung‘, privilegiert durch Bildung, aber im Inneren sittlich verkommen und gefährlich als Verführer der Massen, sollte wohl dauerhaft aus der Gesellschaft entfernt – also im Exil – verbleiben.


Die Denkschrift des Centralausschusses für die Innere Mission


Der vom Wittenberger Kirchentag beschlossene Centralausschuss formierte sich umgehend; seine Statuten datieren vom 9. Januar 1849.58 Die vorgelegte Denkschrift über Organisation, Aufgaben, Ziele und Tätigkeitsfelder der inneren Mission verfasste Wichern im Wesentlichen November–Dezember 1848.59 Zu diesem Zeitraum war für ihn die baldige Niederlage der Revolution, die Auflösung der Nationalversammlung in Frankfurt am Main und die Restaurierung der Fürstenmacht in Deutschland wohl bereits absehbar. Deshalb verlagerte sich die Zielsetzung der inneren Mission von der Abwehr unmittelbarer Gefahren für die Gesellschaft und die Kirche hin zur Bekämpfung und Überwindung einer feindlichen Weltanschauung und ihrer gesellschaftszerstörenden Wirkungen, welche sich 1848 in Aufruhr und Sturz der herrschenden Mächte manifestiert hatte. Dieser ginge es nicht nur um Ablösung der Verfassung, sondern auch um Bekämpfung aller Religionen und damit um die „Zerstörung aller Begriffe von Recht und Gesetz, von Freiheit und Wahrheit, also aller sittlichen Grundlagen der Gesellschaft … Der Kern der revolutionären Partei verkündet den Atheismus, ja, bekennt sich zum Teil offen zum Satanismus.“60 Wichern definierte aus diesem Grund seine geplante missionarische Großoffensive als langfristiges und in der Konsequenz alle Christen einspannendes Werk, aus welchem eine neu gestaltete aktive Kirche – eine „Volkskirche“61 – hervorgehen sollte, deren Position und Rolle in der Gesellschaft wieder an Bedeutung gewinnen werde.


Die Denkschrift nennt eine Vielzahl von Maßnahmen zur inneren Mission, oft wird auf Vorbilder aus der Londoner Stadtmission und erste Ansätze in Deutschland verwiesen. Die Maßnahmen gliederten sich in zwei Bereiche: 1. Anpassung der vorhandenen Parochien an die Heranziehung der aktiven Gemeindeteile für die neuen Herausforderungen; 2. Gründung von Vereinen und Anstalten mit spezifischen Aufgaben. Diese diakonischen Einrichtungen sollten der Kirche ein zusätzliches Standbein verleihen. Obwohl untereinander in Landesvereinen und ‑verbänden organisiert, sollten sie stets engen Kontakt zu den Gemeinden und Pfarrern halten, auf deren Mitwirkung sie angewiesen seien. Insbesondere verwiese er auf die herausragende Bedeutung – weiblichen – diakonischen Arbeit, die „sich fortan als Pflicht der ganzen christlichen Frauenwelt hingestellt hat“.62


Notwendige Voraussetzung für die Entfaltung des diakonischen Wirkens in den Gemeinden sei die Verkleinerung der Parochien mit wachsender Arbeiterbevölkerung und die Anstellung vieler junger Prediger, die zuvor ein zeitgemäß modernisiertes Studium durchlaufen sollten.63 Nur so sei es möglich, „der entsetzlichen Verwilderung oder Verwahrlosung“ in den geographischen und sozialen Randbezirken der Gemeinden Herr zu werden,64 als deren deutlichste Symptome die Trunk- und Spielsucht, die Prostitution, wilde Ehen und unzählige uneheliche Kinder bis hin zum Kindsmord genannt wurden.65 Als gesellschaftliche Gruppen, bei denen der Notstand am offensichtlichsten sei, wurden genannt: Handwerksgesellen, Fabrikarbeiter, ländliche Tagelöhner und unterbäuerliche Schichten, Dienstboten und „verwahrloste Literaten“: Hier fänden sich zugleich die anfälligsten Personen für den Kommunismus.66


Die christliche Liebestätigkeit, wie sie besonders die Frauen schon länger praktizierten, sei die Wurzel eines wiedergefundenen Gemeinschaftsbewusstseins in der Gesellschaft, der „christliche Sozialismus“, „dessen frühreife, monströse Karikatur der atheistische und radikale ist“.67 Den Adressaten der Anteilnahme und Hilfe seitens des weiblichen Bürgertums und Adels würde dadurch eine wertvolle Erfahrung zuteil, die „einer bis dahin unbekannt gebliebenen Ausgleichung oder doch Annäherung zwischen den besitzenden und besitzlosen Ständen“.68 Nur an einer Stelle war von der solidarischen Selbsthilfe der Arbeiter die Rede: Spargesellschaften, welche allerdings zu diesem Zeitpunkt noch selten und nur punktuell zu finden waren. Diese Ansätze zur Selbsthilfe – nicht Selbstorganisation! – sollten seitens der inneren Mission unterstützt werden. Wichern verband auch das mit höheren Zielen: Durch diese Verbindung der Schichten und Klassen würde „auf der einen Seite der Geiz und die Furcht, auf der andern der Neid und der Zorn ersterben“.69


Die Denkschrift zeichnete aus, dass sie unerwähnt ließ, aus welchen Quellen die benötigte Finanzierung der vorgeschlagenen Maßnahmen stammen sollte, und mit welchem Finanzbedarf zu rechnen war. Systemische Ursachen des Pauperismus und der ‚Verwahrlosung‘ wurden ebenfalls nicht untersucht; die Schrift widmete sich ganz der Wiederherstellung des bestehenden Systems und dem Schutz der Eigentumsverhältnisse. Die notwendigen gesellschaftlichen Reformen zur Beseitigung des Elends einzuleiten, sei allein Sache des Staates.70 Die Wirkung der Denkschrift war gleichwohl enorm, denn sie wies den Kirchen eine Richtung für gemeinsames und koordiniertes Handeln in der sozialen Krise, sie nannte Mittel und Methoden und griff auf bereits vorhandene Erfahrungen in anderen Ländern zurück.


Paris 1871 – Die Commune


Ausgehend von Konflikten in der europäischen Politik über die Erbfolge auf dem spanischen Thron erklärte Frankreich Preußen im Juli 1870 den Krieg. Bayern, Württemberg und Baden stellten sich auf die Seite Preußens, so dass aus diesem diplomatischen Zwist der deutsch-französische Krieg wurde. Am 2. September kapitulierte die französische Armee bei Sedan und ihr Kaiser geriet in Gefangenschaft. Zwei Tage später wurde in Frankreich die Republik ausgerufen, Paris in den folgenden Monaten belagert; die Entsatzheere der Republik mussten im Februar 1871 ebenfalls kapitulieren. Im Januar 1871 wurde der preußische König im Spiegelsaal von Schloss Versailles zum deutschen Kaiser ausgerufen.71


Die am 8. Februar 1971 gewählte französische Nationalversammlung hatte eine deutliche monarchistische Mehrheit. Der Umstand, dass sie in Versailles ihren Sitz nahm, löste im überwiegend republikanischen Paris den Verdacht aus, dass eine neue Monarchie sowie die Verlegung der Hauptstadt geplant war. Am 18. März brach der Aufstand der Commune los, nachdem zwei Generäle, die die mobile Nationalgarde in Paris entwaffnen sollten, erschossen worden waren. Es folgte die größte revolutionäre Aktion in der Geschichte der Stadt.72


Die Regierung in Versailles zog alle Truppen aus Paris ab – eine vorbereitende Maßnahme für dessen Belagerung. Mit den Soldaten verließ mehrheitlich auch das Bürgertum die Stadt; zurück blieben überwiegend Handwerker, Arbeiter und Literaten – Wicherns ‚Proletariat‘. Die Restbevölkerung wählte eine Stadtregierung, welche sämtliche kommunalen Einrichtungen und die verlassenen Betriebe in Besitz nahm und in die Selbstverwaltung der Arbeiter überführte. Paris wurde zum unabhängigen Stadtstaat erklärt und die anderen Städte aufgefordert, ebenfalls vom französischen Zentralstaat abzufallen. In Lyon, Saint-Etienne, Toulouse, Marseille und Limoges wurden gleichgesinnte Aufstände rasch unterdrückt; Paris hingegen wurde von Regierungstruppen bis Ende Mai belagert. Die Stadt fiel nach achttägigen Barrikadenkämpfen, bei denen ein Viertel der Pariser Arbeiterbevölkerung starb, etwa 29.000 Menschen. Weniger als 1.000 Soldaten starben bei den Bajonettangriffen auf die über 500 Barrikaden.


Während der Straßenkämpfe wurden durch Kanonade der Regierungstruppen, vorwiegend aber durch gezielte Brandstiftung der ‚Communards‘, zahlreiche Straßenzüge und repräsentative Gebäude zerstört: Stadthaus, Tuilerien, Finanzministerium, Rechnungshof und Justizpalast; weitere geplante Zerstörungen kamen nicht mehr zur Ausführung.


In der letzten Woche der Kämpfe erfolgte die Hinrichtung einiger Geiseln; darunter als prominentes Opfer der Erzbischof von Paris. Ihn und über dreihundert weitere Geistliche und Ordensleute hatten die Communards gefangengesetzt, um die Freilassung des wichtigsten Gefangenen der Regierung, Louis-Auguste Blanqui, zu erpressen. Als die Verhandlungen scheiterten, wurden Erzbischof Georges Darboy und weitere Geiseln erschossen.73


Nach der Einnahme der Stadt wurden 10.000 Strafurteile ausgesprochen, darunter 215 Todesurteile und 3.000 Deportationen nach Neukaledonien.74 In den folgenden Jahren ging der französische Staat sehr repressiv gegen Arbeiter und Linke vor; 1872 stellte ein Gesetz die Mitgliedschaft in internationalen revolutionären Gesellschaften unter Strafe.75


Die Weltöffentlichkeit interpretierte die Pariser Commune als Schreckensherrschaft des Kommunismus. Engels sah darin die erste „Diktatur des Proletariats“ verwirklicht.76 Dass sich die Exekutive der Stadtregierung den Titel ‚Wohlfahrtsausschuss‘ gab, deutet jedoch schon darauf hin, dass in dieser Revolution die jakobinische Tradition, vermischt mit frühsozialistischen Einflüssen fortlebte. Die ausgerufene Autonomie vom Staat speiste sich dagegen aus anarchistischen Wurzeln. Marx hingegen spielte keine Rolle.77 Er feierte und verteidigte die Commune, monierte jedoch mangelnde Aggressivität im Umgang mit den Feinden.78 Engels ergänzte später, ihre Fehler seien auf den Einfluss der Anhänger von Proudhon und Blanqui zurückzuführen. Einerseits vernichtete die Kommune öffentlich Guillotinen und führte die Trennung von Staat und Kirche durch – bei Beschlagnahme aller kirchlichen Besitzungen,79 andererseits ließ sie wenig ökonomischstrategischen Sachverstand erkennen; so blieb die Nationalbank unangetastet.80


Die Reaktionen im Deutschen Reich


Im neu gegründeten Kaiserreich wurden die Ereignisse in Paris aufmerksam beobachtet und kommentiert. Ab März 1871 fanden in deutschen Städten Massenversammlungen von Arbeitern statt, die ihre Solidarität erklärten. Die Versammlung am 2. April im hannoverschen Ballhof mit 3.000 Teilnehmern beschloss einstimmig eine Adresse an die französischen Arbeiter:


„Nicht wie die reaktionäre Presse sehen wir in Euch eine Bande von Räubern, Mördern, Plünderern, wir sehen in Euch für die gesammten Menschenrechte kämpfendes Proletariat! Französische Arbeiter, Euch ist es wiederum gegeben, als Avantgarde für die Befreiung der Völker voranzugehen. Auf Euch sind in diesem Augenblicke die Augen des gesammten Proletariats gerichtet. Seine Sympathien sind Euer, es rechnet auf Euch.“81


Berühmt – und folgenreich! – wurden die Stellungnahmen des Abgeordneten August Bebel (Sozialdemokratische Arbeiterpartei, SDAP) im Reichstag. So erklärte er, dass die Pariser Commune in Bezug auf „die Kreise der hohen Finanz mit einer Mäßigung verfahren ist, die wir vielleicht in einem ähnlichen Falle in Deutschland schwerlich anwenden würden.“82


„Meine Herren, mögen die Bestrebungen der Kommune in ihren Augen auch noch so verwerfliche oder … verrückt sein, seien Sie fest überzeugt, das ganze europäische Proletariat und Alles, was noch ein Gefühl für Freiheit und Unabhängigkeit in der Brust trägt, sieht auf Paris. – Meine Herren, und wenn auch im Augenblick Paris unterdrückt ist, dann erinnere ich Sie daran, daß der Kampf um Paris nur ein kleines Vorpostengefecht ist, daß die Hauptsache in Europa uns noch bevorsteht, und daß, ehe wenige Jahrzehnte vergehen, der Schlachtruf des Pariser Proletariats: ‚Krieg den Palästen, Friede den Hütten, Tod der Noth und dem Müßiggange!‘ der Schlachtruf des gesammten europäischen Proletariats werden wird.“ (25. Mai 1871)83


Die ‚Neue Evangelische Zeitung‘ berichtete am 1. April, die Pariser hätten „das rothe Gespenst … Fleisch und Blut“ werden lassen und führte die Kommune auf den Kommunismus des Frühsozialisten François Noël Babeuf zurück, welcher zur Zeit der Französischen Revolution den Materialismus, die Genusssucht und die Prostitution gefeiert habe. Das Blatt wies warnend auf vergleichbare Zustände in Berlin hin.84


Wicherns ‚Fliegende Blätter‘ kritisierten die laue Reaktion der Abgeordneten (Gelächter!) auf Bebels Reden. Es sei beunruhigend, dass an der Spitze der revolutionären Internationale mit Marx ein Deutscher stehe und deutsche Arbeiter mit der Kommune sympathisierten.


„Die Meinung, daß die Pariser Kommune nur ein einzelnes, vorübergehendes Ereignis, ein revolutionärer Exzeß gewesen, ist längst als eine irrige erkannt. Jenes Ereignis hängt wesentlich mit der Entwicklung des Ganzen zusammen.“85


‚Neue Evangelische Zeitung‘ wie auch ‚Fliegende Blätter‘ warben für eine Neubelebung des christlichen Glaubens; den deutschen Großstädten müsse der „Spiegel von Paris“ vorgehalten werden.86 Protestantische Stimmen bekannten die Schuld der Kirchen: mangelnde christliche Bekehrung der ungebildeten Arbeiter, innere Gespaltenheit. Die kommunistisch-sozialistische Internationale unter dem Londoner Generalrat bzw. Marx weise dagegen Geschlossenheit und dichte europäische Vernetzung auf.87 Wichern fand es besonders bedrohlich, dass Marx die Kommune deswegen zum Fehler erklärt habe, weil der Aufstand zu früh und ohne Koordination mit den anderen europäischen Bewegungen ausgebrochen sei.88


Der Redakteur und Reichstagsabgeordnete der ‚Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands‘ (SAP) Johann Joseph Most wurde im Mai 1874 wegen einer Rede zur Verteidigung der Kommune vom Berliner Stadtgericht zu anderthalb Jahren Gefängnis verurteilt.89 Trotzdem wiederholte Bebel in den folgenden Jahren jene Verteidigung mehrfach und wurde seinerseits 1877 zu neun Monaten Gefängnis verurteilt.90


Berlin 1878 – Adolf Stoecker


Das ereignisreiche Jahr 1878 bestimmte den weiteren Lauf der Geschichte erheblich. Zunächst warb der Berliner Hofprediger Stoecker für eine Versammlung der Arbeiter am 2. Januar im ‚Eiskeller‘, um sie seine ‚Christlich-sozialen


Arbeiterpartei‘ zu gewinnen. Es erschienen etwa tausend Besucher, denen Stoecker den historischen Zusammenschluss von Kirche und Arbeiterschaft nahelegte. Er erntete unter den Arbeitern zunächst Beifall. Dann hielt Most, führender SAP-Agitator in Berlin und erklärter Atheist,91 seine Gegenrede und beschuldigte die Kirche, seit 1900 Jahren versagt zu haben. Most erreichte die Verabschiedung einer scharf antikirchlichen Resolution und hetzte die Versammelten gegen Stoecker auf. Dieser konnte nur mit Mühe das Lokal verlassen92 und revanchierte sich bei Most mit einer Strafanzeige, welche diesem zwei Monate Gefängnis einbrachte. Stoecker verlor in der Folgezeit das Interesse an den Fabrikarbeitern und wandte sich anderen unselbständig Beschäftigten zu. Als Reichstagsabgeordneter der ‚Christlich-sozialen Partei‘ wurde er zum bekanntesten Vertreter des nun aufkommenden „Radau-Antisemitismus“.93


Im Mai und Juni 1878 wurden zwei Attentate auf den Kaiser verübt. Der eine Täter, Max Hödel, war vorübergehend Sozialdemokrat gewesen, dann aber Stoeckers ‚Christlich-sozialer Arbeiterpartei‘ beigetreten; der andere, Karl Eduard Nobiling, hatte lediglich zu Sozialisten Kontakt. Diese Taten boten Reichskanzler Bismarck Gelegenheit, gegen die Sozialdemokratie mit einem Ausnahmegesetz vorzugehen. Bei Neuwahlen zum Reichstag verloren die Liberalen so viele Sitze, dass er dafür nun eine Mehrheit fand. Das ‚Sozialistengesetz‘ vom 21. Oktober 1878 wurde legitimiert mit den Pariser Ereignissen und den deutschen Attentaten; die Liberalen konnten nur noch die Gültigkeit auf zweieinhalb Jahre begrenzen. Da der Reichstag mehrfach die Anwendung des Gesetzes verlängerte, blieb es bis 1890 in Kraft. Bismarck hatte erklärt, einen „Vernichtungskrieg“ gegen die Sozialisten führen zu müssen: „Sie sind die Ratten im Lande und sollten vertilgt werden“. Da sie dem Staat den Krieg erklärt hätten, sei dieser befugt, „sie nach Kriegsrecht zu behandeln“.94


Der Staat holte nun aus zum Vernichtungsschlag gegen sozialistische Organisationen und deren Mitglieder: etwa 330 Vereine wurden verboten, 1.000 Druckschriften beschlagnahmt, zusammen 1.500 Jahre Gefängnisstrafen verhängt, 900 Sozialdemokraten des Landes verwiesen.95 Sozialdemokraten behielten aber das aktive und passive Wahlrecht, so dass sie trotz der Repressionen immer Abgeordnete in den Reichstag entsandten, sogar in steigender Zahl: bis zu 35 Sitzen 1890.96


Letztlich erwies sich das ‚Sozialistengesetz‘ als Fehlschlag: Die Schriften wurden nun in der Schweiz gedruckt und ins Land geschmuggelt, Vereine tarnten und widmeten sich scheinbar dem Gesang usw.97 Vor allem aber beförderte die staatliche Repression die Vereinigung der verschiedenen Arbeiterparteien: Ferdinand Lassalles ‚Allgemeiner Deutscher Arbeiterverein‘, bereits 1874 in Preußen verboten, schloss sich 1875 mit der SDAP zur SAPD (Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands) zusammen, die sich 1890 in Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) umbenannte. Die SPD wurde 1912 mit 110 Abgeordneten schließlich stärkste Fraktion im Reichstag – mit knapp 35 % der Stimmen.98
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2. Die soziale Frage


„Soweit ich sehen kann, wurde der umfassendste und zugleich vagste Begriff der Sozialen Frage als Ausdruck eines besonderen Komplexes sozialer Probleme im Zuge der Industrialisierung in den deutschsprachigen Ländern entwickelt. … In Frankreich scheint die Diskussion mehr unter dem Konzept der organisation du travail und des Sozialismus geführt worden zu sein. … In Großbritannien und den englischsprachigen Ländern außerhalb Europas wurde der Terminus social question nicht zu einem Standardbegriff … Wer immer ihn benutzte, ließ selten den Hinweis aus, daß der Begriff seiner Vagheit und Mehrdeutigkeit wegen für die Zwecke wissenschaftlicher Analyse ungeeignet sei.“


Wolfram Fischer, 196699


Bei dem Versuch, die Bedeutung des vagen Ausdrucks zu fassen, schlug Fischer die Formulierung „soziale Desintegration“ vor, unter Berufung auf Werner Conze, der den Transformationsprozess der Gesellschaft in der Industrialisierung als Dekorporierung, Disproportionalisierung und Demoralisierung beschrieben hatte. Gemeint waren die Auflösung der Stände bzw. Korporationen und ihrer Bindungskräfte, der disproportionale Bevölkerungsanstieg sozial ungebundener und ungesicherter Menschen und deren Verlust an Identität und Verhaltensnormen.100 Dieser Modernisierungsprozess beginne


„für den weitaus größten Teil der Menschheit – die unteren sozialen Schichten Europas, die gesamte nicht-westliche Welt – mit sozialen Spannungen, die von außen auferlegt scheinen oder sich kaum bemerkt einschleichen … Überall werden Menschen und Traditionen entwurzelt und zu eher passiven als aktiven Elementen des Wandlungsprozesses. Zunächst durchschreiten sie eine Periode der Apathie und der Unfähigkeit, den Prozeß zu begreifen.


… Dann entwickeln die Eliten dieser Gruppen eine gewisse Einsicht in ihre eigene Situation, ein Klassen-, National- oder Rassenbewußtsein.“101


Die sozialen Spannungen wurden in Westeuropa mit polizeilichen, in Frankreich auch mit militärischen Mitteln bekämpft, um das bestehende System vor den revolutionären Klassenkämpfern zu bewahren. Wer nicht gewillt war, die soziale Frage mit einem Krieg der Systeme zu beantworten, musste seine Bemühungen auf die Integration der Desintegrierten richten. Hier sahen die Kirchen ihre Aufgabe. Fischer ordnete diese in seinem Überblick über die westlichen Gesellschaften überwiegend den konservativen Stimmen zu. Diese betrachteten das Eigentumsrecht ebenso wie das Prinzip der freien Marktwirtschaft als unantastbar. Sie setzten auf christliche Vereinigungen zur Hilfe für die Armen, ermahnten die Unternehmer, ihre soziale Verantwortung wahrzunehmen, und erhöhten in ihren Gemeinden die Aufmerksamkeit für die sozialen Probleme.102


Aus diesem Blickwinkel betrachtet, suchte Wichern 1849 mit seiner Denkschrift zur flächendeckenden Einführung der inneren Mission in Deutschland lediglich den Anschluss an die christliche Entwicklung in den westlichen, bereits weiter industrialisierten Länder dies- und jenseits des Atlantiks. In der Denkschrift verwies er vielfach auf seine Vorbilder in England, Frankreich und den USA,103 und so wie dort setzte er auf die „freie Assoziation“ neben, aber mit der Kirche.104
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